
Zeitschrift: Der neue schweizerische Republikaner

Herausgeber: Escher; Usteri

Band: 3 (1800-1801)

Rubrik: Gesetzgebender Rath

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 17.03.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Mn ànnlrt !><k skv I. A. Ssli in Bern, und b»» VIQ O ^ Das Abonnement fsso 7« Nummern ode» sin> ein -sie»
alten Possssmrern. I> » 1 « »««Wr..'?. "> B«ru 4 S«. und ausser Bern vom,.»

^
e franse».

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Donnerstag/ den 27 Nov. 1800. Drittes Quartal. Den 6 Frimäre '.X.

Gesetzgebender Rath, l 8. Nov.
Fortsetzung.

(Fortsetzung des Gutachtens der Po'izevcommißion über

die Polizey der Wirthschaften.

Bey nochmaliger Prüfung dieses Grundsatzes, hat

die Commißion befunden : daß in der That der Detail-
Verkauf von Getränken an sich keine oder doch die we-

»igsten der nachlheiligen Folgen m t sich führe, die hin-

gegen niil der eigentlichen Verwirthung verbunden seyn

können; daß sofort nach der staalswirthschaftlichen Ma-

xime, daß die Freyheit der Burger, mithin auch die

Freyheit des Erwerbs nur insofern eingeschränkt wer-

den soll, als die Erreichung des Staatszwecks solches

erheischt, diese Modifikation des Wcingcwcrbs nicht den

nemlichen Einschränkungen unterworfen seyn dürfe, wie

das Wirlhschastsgcwerb und daß endlich die mehrere

Freygebung des Dctailverkaufs über die Gaße, den Bür-

gern mehrere Brauemlichkeit in Befriedigung ihrer Haus.

Haltung-, bedürfnisse verschaffe, und sie gegen Druck der

Habsucht des Monopolisten schütze; allem die Commis-

sivn hat sieh auf der andern Seite nicht verberge» kön-

ncn, daß eineetheils tie Hinderung des Mißbrauchs die-

ses Gcwerds und seiner Aueartung in Winkelwirth-

schaften, grossen Schwierigkeiten unterworfen s-y, und

daß andcrstbciis der Nachtheil, der dadurch dem Wirth,
schastsgcwerd zugefügt werden kann, sich nach den Grund,

sähen der Billigkeit, mit den Pflichten die man demselben

auflegt, mebt vertrage.

Diese Gründe in pro und contra haben eine Mehr-

heil und Mmdnhrit in der Connmßion erzeugt, deren

leztere den Grundsatz der Vollziehung m vcrwerssen anra-

thet, da hingegen erstere ausdessldcn Annahme anträgt

Werden Sie, Bürger Gesetzgeber, die Annahme des

Grundsatzes befchliesseu, so wird Ihnen die Commißion

sogleich die dadurch notluvendigwerdenden Adände.

rungen mehrerer Artikel des GesctzesvorschlagS, vorzulc»

gen die Ehre haben.

Eine zweyte Benrerkung des Vvllz. NathS liegt darin,
daß in der Benennung der BewtltigungSakte, für die

eigentlich bleibenden Wirthschafte» und tericnigen zu

Trcibung eines wechselnden Wirthschafts- oder Weilige.
werbs, ein Unterschied gemacht werden sollte.

Eure Commißion trittel dieser Bemerkung bey n»î>

schlägt vor, nach der Verschiedenheit dieser Bewilligun.
gen die Ertheilnng von bleidenden Wiethschaftsrechten,

Wirrhschastâbewilligung-Scheine z die Gestaltung von

bloß ansem Jahr od?i mindergestelltenWirthschaftsrech.

ten, Wirthschastspatentc; und endlich, im Fall der

Majoritätsgrundsatz angenommen werden sollte, die Er-
theiluna des Rechts Geloänke en Detail über die Gasse

zu verkaufen, Wemgewcrbs - Patente, zu heissen.

Drittens bemerkt die Vollziehung, daß es besser gethan

senn würde dieErlheilmig der Patenten, selbst der Wirth-
schastsbewilligungs Scheine, den Verwalrungskammcrn
gänzlich zu überlassen, ans Grund sowohl daß es incsn-

sequent sey, denselben das Recht der Anweisung zu geben

und hingegen das der Ertheiluug ihnen zu verweigern,
als aber weil die entfernte höchste Autorität weir wc-

Niger im Fall ist, mit Sachkcnntn-ß zu verfahren, als

die Verwaltungskanunern, und endlich vorzüglich weil
dadurch ein »euer, wahrscheinlich sehr fruchibarer Zweig
von Detail-Beschäftigung der Vollziehung zuwachsen

wüßte, der nothwendig dem Fortgang ihrer allgemeinen
Geschäfte ein neues Hinderniß in Weg legen würde.

Auch dieser Bemerkung tritt Eure Commißion bey,

und das um w mehr, aiS die Vcrwaltimgskammcrii m
i Betreff allsalliger pflichtwidriger Verfügungen, ohnehin
l unter der allgemeinen Aussicht der Vollziehung stehen,

l Diesem zufolge schlagt Ihnen B. G. die Comißion vor :
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1) Die §, 4 und? des Gesttzesvorschlags in folgen-

den umzugiessen:

zz Wenn oie Verwaltungskammcr nach dieser vorge-
nommcnen Untersuchung die Errichtung 0er anver-

langten Wirthschaft nicht zuträglich findet, kann fie

den Bittsteller abweisen; im cnlgegengcsezlen Fall
hingegen, wird sie ihm einen Wirchschastsbewilli-
gungsschetn zuferligen, "

2) Den zlen Abschnitt des Z. 6, a aitszustreichen.

Die Nollzichiuig trägt ferner darauf an, im Gesetz

auszudrücken daß die OrlSbcfichtigung auf Kosten des

Bittstellers, geschehen soll.

Die Commißion rathet zu diesem Beysatz, der im Zten

Abschnitt des §, beyzufügen ist.

Eine fernere Bemerkung des Voll;. Naths, betrifft
das Vorrecht, welches der §. 6, Abschnitt 6 den Be-

wvhncrn der Weingegenden, in Betreff ihres eigenen

Wcingewächscs zugesteht. Der Vollz. Rath sieht dieses

Vorrecht für der Ordnung und Sittlichkeit in diesen

Gegenden als gleich gefährlich an wie die Allgemeinheit
k ieser Freyheil für das ganze Gebiet der Republik.

Die Commißion kann die Richtigkeit dieser Bemer-
kung nicht läugncn, und da Sie B- Gesetzgeber, wie

dieser Gesetzesvorschlag selbst es beweist, sich zur Pflicht
gemacht haben, weder mit den Vorurtheilen noch dem

Eigennutz der Bürger zu kapituliren, sonder,, im Gegen-

theil jede ihrer gesetzlichen Vorschriften lediglich auf die

Grundsätze des allgemeinen Bestens zu berechne», so

werden Sie mit ihr übereinstimmen, an Platz dieses

Vorrechts Wirthschaft zu treiben den Bewohnern der

Weingegenden allein die Bcfngniß zu ertheilen, ihr eigen

Wemgewächs wohl en Detail zu verkaufen aber nicht

zu verwirlhen. Dazu wenigstens rathet Ihnen Eure
Commißion, und tragt demzufolg, wenn Sie B- G.
die Allgemeinheit dieses Grundsatzes nicht anerkennen

sollten, denn in diesem Fall wären die Weingegenden

unter dem allgemeine» Grundsatz enthalten, auf fol-
gendcn Artikel an:

» Den Bewohnern der Weingegenden ist gestattet, ihr
eigen Weingewächs, jedoch nicht ausser dem Um-
fang des Rebgeländsdessen Grenzen die Verwal-
lmigskammcrn bestimmen werden, im Detail über

die Gasse zu verkaufen, und sollen ihnen die Ver-
wàmgskammern ohne weiters zu diesem Behuf
ein Wcingewcrbspatent zuferligen „

Der zle Abschnitt des §. 6, durch welchen denjenigen

Ortschafte», deren Einwohner zur Zeit der Jahrmärkte
z», Wirthen berechtigt waren diese Bcfugniß von Rech-

tcnswcgcn beybehalten wurde, bietet den, yollz. Rath
den Gegenstand zu einer sechsten Bemerkung dar, in.
den, er glaubt, diese Vorrechte seyen mit dem Haupt,
gründsatz des Gesetzes unverträglich und die Beurthei.
lung tcS Bedürfnisses der Gegend soll gleich den übri,
gen Wirthschaften, den',Behörden unterworfen seyn.

Dieser Bemerkung tritt die Commißion bey dahersie
auf Auslassung diests Abschnitts, und zugleich darauf
antragt, den folgenden Abschnitt, unter welchem alS.
dann diese Ortschaften mitbegriffcn sind, nicht als Aus-
nähme darzustellen, sondern folgender Gestalt abzu.
fassen:

Den Verwaltungskammcrn ist überlassen, den Ve-
wohncrn der Städte und derjenigen Flecken und
Dorsschaften, wo Jahr-und Wochemnärktc gchal.
ten werden, nach ihren verschiedenen Bedürfnissen
und mit den nöthigfindente» Beschränkungen, in
Absicht auf die Zeit und auf die Art der Wirth-
schafft auf vorgelegten Bericht von den Munizipa«
litäten hin, Wiethschaftspatente zu ertheilen."

Wenn diese Abänderungen gefallen sollten, so muß
alsdann die Form des Abschnitts e. cbmsatls geändert
werden, und wird solgcndergeffalt zu redigieren ange-
rathen:

,z Gleichergestalt können sie auch denjenigen welche
sogenannte Kaffeehäuser errichten wollen, so wie
auch den sogenannten Traiteurs ans eingelegten

Bericht der Munizipalität, zu Treibung dieser Ge-

werde, Wirlhschaftspalcntt ertheilen. (Forts, f.)

Beylagen zu den, Bericht über die Staats-
rechnungen. (S. Stück 1-7.)

Ausgabe u.
XIII.

Rechnung des Ministers der innern An-
gelegenheiten. r. May bis zr. Dec. 1798.

Tit. 1. Vednrmlsse der Canzley. I./ 5,56 -- -
2. Vorschüsse an einige Regicrungsstatl-

Halter aufRechnung ihrer Ausgaben. 6560 - -
Dem Statthalter vom G Waldstättcn

zu B streitimg der durch die Unru-
Heu in diesem Canton verursachten
Unkosten. z 228 - -

z. Arme»unterstützling. 4512 - -
4. An Regierungs. Commissarien.

An B. Paravicini Schulthcß, Reg.
Comm. b. d. fränk. Generalität. 2684 L


	Gesetzgebender Rath

